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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- genannt Schmitz-Scholl in Düſſeldorf 
gnädigſt geruht, den Charakter als Kommerzienrat 
dem Fabrikbeſitzer Kommerzienrat Paul zu verleihen. 
Steinbock in Frankfurt a. O. und u 
dem Kommerzienrat Karl Klönne in Der Schiffer auf großer Fahrt Friedrich 
Wilmersdorf bei Berlin, Direktor der Gehrels in Geeſtemünde iſt zum Lotfer- 
„Deutſchen Bank“, den Charakter als kommandeur und Leiter des preußiſchen Weler- 
Geheimer Kommerzienrat ſowie lotſenweſens ernannt worden. 


dem Generaldirektor der Stärkezuckerfabrik | 
Aktiengeſellſchaft vormals C. A. Köhl⸗ 


Der Regierungsaſſeſſor von Hartmann— 
mann & Co., Stadtrat Karl Fahle Krey in Saarbrücken iſt vom 1. Januar 1908 
in Frankfurt a. O., dem früheren ab zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Hütten-, jetzigen Rittergutsbeſitzer Karl Schiedsgerichts für die Arbeiterverſicherung 
Puricelli in Rheinböllerhütte und im Eiſenbahndirektionsbezirke St. Johann⸗ 
dem Kaufmann Wilhelm Schmitz, Saarbrücken ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. von den Staatsbehörden zu verwendendes Papier. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. Dezember 1907. 

Nach dem beifolgenden“) Auszuge aus der Überſicht über die Papierprüfungen in den 
Jahren 1896 bis 1906 haben einzelne Dienſtſtellen meiner Verwaltung ihr Papier ſehr 
unregelmäßig oder überhaupt nicht mehr prüfen laſſen. Im Etatsjahre 1906 ſind dem; 
Materialprüfungsamte von den preußiſchen Behörden im ganzen 1005 Papiere vorgelegt 


) Der Auszug iſt hier nicht zum Abdruck gebracht. 
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worden gegen 1087 im Vorjahre. Dieſer Rückgang iſt vielleicht zum Teil darauf zurückzuführen, 
daß ſich mehrere Dienſtſtellen zu Prüfungsgruppen zuſammengeſchloſſen haben. Ferner 
ſollen ſich einzelne Behörden bei ihren Prüfungsauträgen noch auf die außer Kraft getretenen 
Beſtimmungen vom 17. November 1891 beziehen. Ich ſehe mich daher veranlaßt, erneut 
auf die Beachtung der durch den Erlaß vom 15. Februar 1904 (HMBl. S. 58) mitgeteilten 
Beſtimmungen über das von den Staatsbehörden zu verwendende Papier vom 28. Januar 1904 
hinzuweiſen. Wenn einzelne Dienſtſtellen meiner Verwaltung ſich mit anderen zu Brüfungs- 
gruppen vereinigt haben ſollten, ſo iſt das Materialprüfungsamt hiervon zu benachrichtigen. 

Den Gewerbeinſpektoren können die bei dem geringen Papierbedarf verhältnismäßig 
hohen Prüfungskoſten erſpart werden, wenn ihnen das für den Burcaubedarf erforderliche 
Papier aus den geprüften Beſtänden der Königlichen Regierung oder des Königlichen Volizei- 
präſidiums gegen Erſtattung der Auſchaffungskoſten geliefert wird. Von ſolchen Anord— 
nungen iſt das Materialprüfungsamt ebenfalls zu verſtändigen. 


In Vertretung. 
IIa 3758. I 10972. Dr. Richter. 


Au die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden, Schulen und einzelnen Beamten. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Mulheim a. Rhein. 


Die Zahl der Mitglieder der Handelskaunner in Mülheim am Ahein iſt durch Ver⸗ 
fügung des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 6. Dezember d. Is. auf 12 erhöht 


worden. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Beförderung von Leichen auf dem Seewege. 
Berlin W. 66, den 6. Dezember 1907. 

Die zur Ausſtellung von Leichenpäſſen befugten Behörden (§ 1 Ziffer 2 der Vor⸗ 
ſchriften für die Beförderung von Leichen auf dem Seewege — HMBl. 1907 S. 4) können 
die zur Beförderung von Leichen auf dem Seewege notwendigen Leichenpäſſe ſelbſt aus 
ſtellen und bedürfen dazu nicht beſonderer, von den Regierungspräſidenten vollzogener 
Blanketts. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, 
für Handel und Gewerbe. In Vertretung. Unterrichts- und Medizinal— 
Jur Auftrage. v. Biſchoffshauſen. Angelegenheiten. 
von der Hagen. Im Auftrage. 
IIb 10642 M. f. H. — IIa 10606 M. d. J — M. 9050 M. d. g. A. Förſter. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Alphabetiſches Verzeichnis der Seehafen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. Dezember 1907. 

Von dem Alphabetiſchen Verzeichnis der Deutſchen Seehäfen ſowie der wichtigſten 
europäiſchen und außereuropäiſchen Hafen- und Anlegeplätze, das den mit der Aufſtellung 
der Nachweiſung der Seereiſen preußiſcher Seeſchiffe betrauten Amtsſtellen als Nachſchlage⸗ 
buch dient, wird jetzt in meinem Auftrag im Verlage des Königlichen Statiſtiſchen Landes- 
amtes eine vierte, weſentlich umgearbeitete Auflage erſcheinen, die vom 1. Januar 1908 ab 
bei Aufſtellung der Verzeichniſſe der Seereiſen an Stelle der nunmehr außer Gebrauch zu 
ſetzenden dritten Auflage zu benutzen iſt. 

Die erforderlichen Exemplare dieſer Auflage für den dortigen Verwaltungsbezirk, 
deren Bedarf Sie mir umgehend anzeigen wollen, wird Ihnen demnächſt zugehen. 
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Etwaige bei Benutzung des Hafenverzeichniſſes notwendig werdende Rückfragen find 
unmittelbar an das Königliche Statiſtiſche Landesamt zu richten, dem auch alljährlich bei 
Überſendung der Verzeichniſſe der Seereiſen eine Liſte der im Hafenverzeichnis etwa 
gefundenen Mängel mitzuteilen iſt, damit ſolche bei Bearbeitung einer ſpäteren Auflage 


Im Auftrage. 
IIb 1092911, von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Prüfung der Seeſchiffer in der Schiffsdampfmaſchinenkunde. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Dezember 1907. 

Ich beſtimme hiermit, daß die in der Bekanntmachung vom 10. April 1889 im An⸗ 
ſchluß an die Schifferprüfung für große Fahrt vorgeſehene Prüfung in der Schiffsdampf⸗ 
maſchinenkunde fortan durch eine verkleinerte Sonderkommiſſion vorzunehmen iſt, die aus 
drei Mitgliedern gebildet wird und zwar dem Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion für 
Seeſchiffer als Vorſitzenden, dem nach dem Erlaſſe vom 10. April 1889 (0 1851) hinzu: 
zuziehenden maſchinenkundigen Mitglied und einem der Prüfungskommiſſion angehörenden, 
von dem Vorſitzenden zu beſtimmenden Navigationslehrer. Zugleich ermächtige ich die 
Vorſitzenden der Prüfungskommiſſionen, im Falle der Behinderung mit ihrer Vertretung 
als Vorſitzenden der Sonderkommiſſion einen der der Prüfungskommiſſion angehörenden 
Navigationslehrer zu beauftragen. Im übrigen verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften. 

Im Auftrage. 
IIb 11046. von der Hagen. 


An die Herren Navigationsſchuldirektoren. 


Bekanntmachung, betreffend die Prüfung der Seeſchiffer im Mafchinenfache. 


Vom Juli d. J. ab werden ſowohl alle Seeſteuerleute, welche bei einer der Prüfungs⸗ 
kommiſſionen in Memel, Danzig, Grabow a. O., Stralſund, Barth, Fleusburg, Altona, 
Geeſtemünde, Leer oder Papenburg die Schifferprüfung für große Fahrt ablegen, als auch 
alle ſchon zugelaſſenen Schiffer auf großer Fahrt Gelegenheit finden, ſich bei den genannten 
Prüfungskommiſſionen einer freiwilligen mündlich-praktiſchen Prüfung in der Schiffs⸗ 
dampfmaſchinenkunde zu unterziehen und bei deren befriedigender Ablegung einen amt⸗ 
lichen Ausweis darüber in Form eines Prüfungszeugniſſes nach angeſchloſſenem Muſter zu 
erwerben. 

Die Prüfung wird ſich auf folgende Gegenſtände erſtrecken: 


1. Praktiſches Verſtändnis des Weſens und der Wirkung der Dampfmaſchinen im 
allgemeinen und der Treibapparate. 

2. Allgemeine Kenntnis der Benennung, des Zwecks, der Einrichtung und Wirkung 
der wichtigſten Maſchinenteile. 

3. Allgemeine Kenntnis der gebräuchlichſten Schiffsdampfteſſel, deren Einrichtung 
und Garnitur unter beſonderer Verückſichtigung der zur Sicherheit des Betriebs 
der Dampfkeſſel vorſchriftsmäßig erforderlichen Vorrichtungen. 

4. Allgemeine Kenntnis der gebräuchlichſten Pumpenſyſteme und der wichtigeren 
Hilfsmaſchinen. 

Die Meldung zur Prüfung in der Schiffsdampfmaſchinenkunde iſt von den Schiffer⸗ 
prüflingen mit der Meldung zur Schifferpruͤfung für große Fahrt zu verbinden und die 
Zulaſſung zu derſelben durch die Zulaſſung zur letzteren bedingt. Wer die Schifferprüfung 
für große Fahrt nicht beſteht, wird von der Prüfung in der Maſchinenkunde ausgeſchloſſen, 
bezw. mit einem Prüfungszeugniſſe nicht verſehen. 
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Bereits zugelaſſene Schiffer auf großer Fahrt haben die Meldung mit ihrem Bes 
fähigungszeugnis oder einer beglaubigten Abſchrift desſelben zu begleiten. 

Die Gebühren betragen einſchließlich des Stempels 5 Y‘ und müſſen vor Beginn der 
Prüfung eingezahlt werden. 


Berlin, den 10. April 1889. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
(gez.) Magdeburg. 


Anlage. 


Zeugnis über die Prüfung in der Schiffsdampfmaſchinenkunde. 
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Betr. Krankheitsfaͤlle auf Schiffen in franzöſiſcheu Häfen. 

Nach einem Erlaſſe der franzöſiſchen Regierung vom 5. April 1907 ſind die Kapitäne 
aller in franzöſiſchen und in Häfen Algiers einlaufenden Schiffe verpflichtet, die während 
der Reiſe an Bord vorgekommenen, beſonders aber ſeuchenartigen, übertragbaren und 
zweifelhaften Krankheitsfälle ſofort bei Ankunft des Schiffes der Sanitätsbehörde wahrheits— 
getreu anzuzeigen. Ebenſo iſt auch von den während des Aufenthaltes des Schiffes im 
Hafen an Bord eintretenden gleichen Krankheitsfällen Anzeige zu erſtatten. Zuwider— 
handlungen gegen dieſe Vorſchriften werden beſtraft. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Erueunnung von Handelsrichtern. 
Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
2. Dezember 1907 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern 
für Handelsſachen der Landgerichte I, LL und III in Berlin wird das der Allgemeinen 
Verfügung vom 12. März 1904 (SMBl. S. 81) beigefügte, zuletzt durch die Allgemeine 
Verfügung vom 15. Februar 1907 (HMBl. S. 71) ergänzte Verzeichnis B zu Nr. 5, 6 
und 6a in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 2. Dezember 1907. 
Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Dr. Beſeler. Im Auftrage. 
HM. IIa 4805. JM. Ia 2029 b. von der Hagen. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. überwachung der Dampffäſſer durch Vereiusingenienre. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Oktober 1907. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 12. Auguſt d. Is.) III. 5735 teile ich dem Zentral- 
verbande zur Behebung von Zweifeln mit, daß die durch den Erlaß erfolgte Übertragung 
der Dampffaß⸗Aufſicht im ſtaatlichen Auftrag an die Vereine dieſe nicht davon entbindet, 
gemäß § 4 letzter Abſatz der Normal-Polizeiverordnung für die einzelnen Ingenieure die 
Anerkennung als Sachverſtändige bei den zuſtändigen Regierungspräſidenten nachzuſuchen. 


In Vertretung. 
III 8496. Dr. Richter. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel-Überwachungsvereine zu Frankfurt a. O. 


*) Die Veröffentlichung dieſes Erlaſſes bleibt vorbehalten. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Ansſtellungen von Lehrliugsarbeiten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. November 1907. 

In Abänderung des die Bewilligung von Staatsprämien für Ausſtellungen von 
Lehrlingsarbeiten betreffenden Runderlaſſes vom 24. März 1880 (Min.-Bl. f. d. i. V. S. 95) 
beſtimme ich folgendes: 

1. Die Bewilligung der Staatszuſchüſſe erfolgt lediglich für Ausſtellungen, die von 
Handwerkskammern, Innungsverbänden, Innungsausſchüſſen, Innungen oder Gewerbe- und 
ähnlichen Vereinen veranſtaltet werden. Bit die Handwerkskammer nicht ſelbſt Unter⸗ 
nehmerin der Ausſtellung, jo ſind die Anträge auf Gewährung der Staatszuſchüſſe durch 
die Hand der Handwerkskammer einzureichen und von ihr zu begutachten. Auch iſt in 
Fällen dieſer Art in das Preisrichterkollegium ein Vertreter der Handwerkskammer, der 
jedoch nicht Kammermitglied zu fein braucht, zu entſenden, damit der Kammer auch auf 
dieſe Weiſe Gelegenheit gegeben wird, ſich über die Erfolge der Lehrlingsausbildung des 
Bezirks zu unterrichten. 

2. Zur Prämiierung ſind ausſchließlich Arbeiten zuzulaſſen, die entweder Geſellen— 
ſtücke darſtellen oder doch wenigſtens im letzten Lehrjahr angefertigt find. Außerhalb des 
Wettbewerbs können auch Arbeiten aus früheren Lehrjahren ausgeſtellt werden, jedoch find 
dieſe alsdann geſondert aufzuſtellen. 

3. Der für die Prämiierung bewilligte Staatszuſchuß iſt ſo zu zerlegen, daß 
möglichſt für alle bei der betreffenden Ausſtellung in größerem Umfange vertretenen 
Gewerbe Staatspreiſe — im Werte von mindeſtens je 20 Mark — ausgeſetzt werden können. 
Von der Verleihung eines „erſten Staatspreiſes“ im Sinne des Erlaſſes vom 24. März 
1880 (Ziffer 5) iſt künftig Abſtand zu nehmen. 

4. Die Beſchickung der Ausſtellungen durch die Handwerkslehrlinge der Eiſenbahn 

werkſtätten iſt zuläſſig. Jedoch ſind für die Prämiierung der Arbeiten dieſer Lehrlinge 
nicht die Zuſchüſſe der Gewerbeverwaltung zu verwenden; vielmehr iſt hierfür die Berett- 
ſtellung beſonderer Preiſe bei der Eiſenbahnverwaltung zu beantragen. 
5. In Bezirken, in denen gewöhnlich eine größere Anzahl von Ausſtellungen für 
Lehrlingsarbeiten ſtattfindet, wird es ſich, insbeſondere zur Herbeiführung tunlichſt ein 
heitlicher Grundſätze für die Beurteilung der einzelnen Arbeiten, empfehlen, auf die Ein: 
richtung zentraler Ausſtellungen — etwa für den Umfang einer Provinz — hinzuwirken, 
die nur mit den auf den örtlichen Ausſtellungen durch erſte Preiſe ausgezeichneten Gegen— 
ſtänden zu beſchicken ſind. Bei dieſen Zentralausſtellungen iſt von der Verleihung von 
Geld- und Wertpreiſen abzuſehen. Dagegen erſcheint es angebracht, den Ausſtellern nach 
Möglichkeit Beihilfen zu den Koſten der Beſchickung ſowie eventuell auch Reiſeſtipendien für 
den Beſuch der Verauſtaltung zu gewähren. 
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Ich bin bereit, zu den Koſten ſolcher Zentralausſtellungen auf entiprechenden Antrag 
angemeſſene Staatszuſchüſſe zu bewilligen. 

Sie wollen die vorſtehenden Beſtimmungen in geeigneter Weiſe zur Kenntnis der 
beteiligten Kreiſe bringen und in Zukunft bei Vorbereitung der Anträge auf Gewährung von 
Staatszuſchüſſen für Ausſtellungen von Lehrlingsarbeiten hiernach verfahren. 


IV 8274. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Sonutagsruhe im Handelsgewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. Dezember 1907. 

Ju dem nebſt Anlagen beigefügten Schreiben vom 26. v. M. (II. 5154) teilt der 
Herr Reichskanzler einen Entwurf, betreffend Abänderung der Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, den Bundesregierungen zur Begut— 
achtung mit. 

Der Entwurf bezweckt eine erhebliche Umgeſtaltung der Vorſchriften über die Sonntags— 
ruhe im Handelsgewerbe. 

Bisher iſt gemäß § 105 b Abſ. 2 der Gewerbeordnung an Sonn- und Feſttagen grund⸗ 
ſätzlich eine fünfſtündige Beſchäftigung im Handelsgewerbe zugelaſſen; dieſe Beſchäftigungszeit 
kann aber durch ſtatutariſche Beſtimmungen der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände 
eingeſchränkt werden. Auf Grund des § 105% a. a. O. find gewiſſe unaufſchiebbare Arbeiten 
auch außerhalb der im § 1050 zugelaſſenen Beſchäftigungsſtunden ohne weiteres geſtattet. 
Ferner kann für ſolche Zweige des Handelsgewerbes, deren vollſtändige oder teilweiſe 
Ausübung an Sonn- und Feſttagen zur Befriedigung täglicher oder an dieſen Tagen 
beſonders hervortretender Bedürfniſſe der Bevölkerung erforderlich iſt, durch die höheren 
Verwaltungsbehörden die Sonntagsarbeit über die im § 105 Abſ. 2 gezogenen Grenzen 
hinaus geſtattet werden. 

Der Entwurf ſtellt den Grundſatz auf, daß — ebenſo, wie ſchon jetzt in der Induſtrie 
und im Handwerk (§ 105 b Abſ. 1) — in Zukunft auch im Handelsgewerbe Gehilfen, Lehr: 
linge und Arbeiter an Sonn und Feſttagen nicht beſchäftigt werden dürfen. Ausnahmen 
von dieſem Grundſatze ſollen in folgendem Umfange zuläſſig ſein: 

1. Die Vorſchriften des § 1056, wonach gewiſſe unaufſchiebbare Arbeiten au Sonn⸗ 
und Feſttagen unter beſtimmten Bedingungen ohne weiteres zuläſſig ſind, bleiben unberührt. 

2. Ebenſo bleiben die Vorſchriften des § 105 Abſ. 1 beſtehen. Auch in Zukunft 
werden alſo die höheren Verwaltungsbehörden (Regierungspräſidenten) für diejenigen 
Zweige des Handelsgewerbes, deren Ausübung Sonntags zur Befriedigung von Bedürf— 
niſſen der Bevölkerung unerläßlich erſcheint, Ausnahmen von dem Verbote der Sonntags: 
arbeit zuzulaſſen haben. Während aber bisher die höheren Verwaltungsbehörden bei der 
Bewilligung der Ausnahmen nur feſtzuſetzen hatten, in welchem Umfange die Sonntags- 
arbeit in dieſen Handelszweigen über die allgemein zugelaſſene (in der Regel fünfſtündige) 
Beſchäftigungszeit hinaus zuläſſig tit, werden fie in Zukunft die ganze ſoun- und feſttägliche 
Beſchäftigungszeit in dieſen Handelszweigen erſchöpfend feſtzuſetzen haben. 

3. Mit widerruflicher Zuſtinnnung der Aufſichtsbehörden kaun durch Beſchluß der 
weiteren Kommunalverbände (in erſter Linie: der Kreisvertretungen) oder — in Ermangelung 
eines ſolchen Beſchluſſes — durch Beſchluß der Gemeindebehörden für ſolche Handelszweige, 
für welche von der höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen auf Grund des § 105 Abſ. 1 
nicht zugelaſſen find, Sonntagsarbeit bis zu drei Stunden, jedoch nicht über 2 Uhr nach⸗ 
mittags hinaus geſtattet werden. In gleicher Weiſe iſt für die beiden letzten Sonntage 
vor Weihnachten die Zulaſſung einer höchſtens zehnſtündigen Beſchäftigung und für jährlich 
drei weitere Sonn oder Feſttage die Zulaſſung einer höchſtens ſechsſtündigen Beſchäftigung 
ſtatthaft. . 
| gos Bundesrat Hat über die Vorausſetzungen und Bedingungen, unter welchen die 
höheren Verwaltungsbehörden und die weiteren Kommunalverbände bezw. Gemeinden die 
vorerörterten Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit zulaſſen können, und über 
den Umfang dieſer Ausnahmen nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 

Die Herren Regierungspräſidenten erſuchen wir, ſich nach Anhörung der amtlichen 
Vertretungen des Handelsſtandes ſowie der etwa in den einzelnen Bezirken vorhandenen 
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größeren Vereinigungen von Handelsgewerbetreibenden und Handlungsgehilfen über den 
Entwurf zu äußern. Es wird zu prüfen ſein, ob die Beſtinnnungen des Entwurfs eine 
befriedigende Regelung der Sounkagsruhe und Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe ermög⸗ 
lichen, insbeſondere, ob weitergehende Beſchränkungen der Sonntagsarbeit oder andrerſeits 
weitergehende Ausnahmen vom Verbote der Sonntagsarbeit wünſchenswert erſcheinen, und 
ob etwa andere Organe, als die im Entwurfe vorgeſehenen, mit der Zulaſſung von Aus— 
nahmen zu beauftragen ſein werden. 

Der Herr Reichskanzler wünſcht ferner, daß ihm ſämtliche zur Ausführung der 
88 105b und e ergangenen, zur Zeit in Geltung ſtehenden Vorſchriften über die Sonntags⸗ 
ruhe im Handelsgewerbe in Form einer tabellariſchen Überſicht übermittelt werden. 
Wir erſuchen, uns eine ſolche Überſicht der im dortigen Bezirke geltenden Beſtinmmmigen 
in zwei Ausfertigungen einzureichen. Soweit dieſe Beſtimmungen in dem engen Rahmen 
der Tabelle nicht Aufnahme finden können, ſind ſie in beſonderen, gleichfalls doppelt 
auszufertigenden Anlagen zu dieſer Tabelle überſichtlich zuſammenzuſtellen. 

Der Erledigung dieſes Erlaſſes ſehen wir binnen drei Monaten entgegen. 


Der Miniſter für Handel Der Der Miniſter der geiſtlichen, 
und Gewerbe. Miniſter des Innern. Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Delbrück. von Moltke. Augelegenheiten. 
III 9823 M. f. H. — IIb 5878 M. d. J. — 6. J 2901 M. d. g. A. Dr. Holle. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin und 
zur Kenntnisnahme an die Herren Oberpräſidenten. 


Anlage A. 


Der Reichskanzler. 
(Reichsamt des Innern.) 
Berlin, den 26. November 1907. 

Die auf die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe bezüglichen Beſtinmnungen der Ge— 
werbeordnung, deren Abänderungsbedürftigkeit von Intereſſentenverbänden und im Reichs- 
tage wiederholt zur Sprache gebracht iſt, ſind einer eingehenden Prüfung unterzogen worden. 
Das Ergebnis dieſer Prüfung läßt eine Anderung der beſtehenden Vorſchriften im Sinne 
weiterer erheblicher Beſchränkung der Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe geboten erſcheinen. 

Es ift ein vorläufiger Entwurf zur Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen aus- 
gearbeitet worden, welchen ich mich beehre, in einem Exemplar angeſchloſſen beizufügen. 

Bevor ich Weiteres veranlaſſe, wäre mir eine gefällige Außerung darüber erwünſcht, 
ob und welche Bedenken gegen die vorgeſchlagene Regelung zu erheben ſind. 

Gleichzeitig beehre ich mich im Hinblick auf die Unvollſtändigkeit des hieſigen Materials 
um eine gefällige Mitteilung der im dortigen Staatsgebiete zur Ausführung der §§ 105 0 
und 105 Gew. -Ordn. erlaſſenen Beſtimmungen und der von den einzelnen Behörden ge- 
troffenen Feſtſetzungen ergebenſt zu erſuchen, da die Abſicht beſteht, das geſamte auf die 
handelsgewerbliche Sonntagsruhe bezügliche Material überſichtlich zuſammenzuſtellen. 

Mit beſonderem Danke würde ich es erkennen, wenn eine Zuſammenfaſſung der in 
Frage kommenden Vorſchriften nach dem anliegenden Muſter angefertigt werden könnte. 


Unterſchrift. 
Anlage B. 
Entwurf, 
betreffend Abänderung der Beſtinmungen der Gewerbeordnung über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 


§ 41a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Soweit nach den Veſtimmungen der §§ 105b bis 105h Gehilfen, Lehr⸗ 
linge und Arbeiter im Handelsgewerbe einſchließlich des nach Art des Handels- 
gewerbes eingerichteten Geſchäftsbetriebs von Konſum⸗ und anderen Vereinen 
und Geſellſchaften an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt werden dürfen, darf 
in offenen Verkaufsſtellen ein Gewerbebetrieb an dieſen Tagen nicht ſtattfinden. 
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§ 105 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Im Handelsgewerbe einſchließlich des nach Art des Handelsgewerbes ein⸗ 
gerichteten Geſchäfksbetriebs von Konſum⸗ und anderen Vereinen und Geſell⸗ 
ſchaften dürfen Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter vorbehaltlich der Beſtimmungen 
in den §§ 105 und 1050 an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt werden. 


§ 1050 Abſ. 3 iſt zu ſtreichen. 


Abſ. 2 des § 1055 iſt zu ſtreichen, hinter dem jetzigen Abſ. 3 — in Zukunft Abſ. 2 — 
des § 105e find folgende Beſtimmungen einzuſchalten: 

Abſ. 3: Für alle oder einzelne Zweige des Handelsgewerbes darf neben den nach 
Abſ. 1 zugelaſſenen Ausnahmen mit der jederzeit widerruflichen Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes oder in 
Ermangelung eines ſolchen Beſchluſſes durch Veſchluß einer Gemeinde an Sonn⸗ 
und Feſttagen mit Ausnahme des erſten Weihnachts-, Dfter- und Pfingſttags eine 
beſchränkte Beſchäftigung zugelaſſen werden und zwar: 

1. für die letzten beiden Sonntage vor Weihnachten bis zur Dauer von 
10 Stunden, jedoch nicht über 7 Uhr abends hinaus, 

2. für jährlich drei weitere Sonn- und Feſttage, an welchen örtliche Ver⸗ 
hältniſſe einen erweiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen, bis 
zur Dauer von 6 Stunden, jedoch nicht über 4 Uhr nachmittags hinaus, 

3. für die übrigen Sonn⸗ und Feſttage bis zur Dauer von 3 Stunden, 
jedoch nicht über 2 Uhr nachmittags hinaus. 

Abſ. 4: Die auf Grund der Beftinmumgen im Abſ. 3 zugelaſſenen Beſchäftigungs⸗ 
ſtunden im Handelsgewerbe ſind unter Berückſichtigung der für den öffentlichen 
Gottesdienſt beſtimmten Zeit ſo feſtzuſetzen, daß die Beſchäftigten am Beſuche 
des Gottesdienſtes nicht gehindert werden. Die Feſtſetzung der Beſchäftigungs⸗ 
ſtunden kann für verſchiedene Zweige des Handelsgewerbes verſchieden erfolgen. 

Abſ. 5: Der Bundesrat trifft über die Vorausſetzungen und Bedingungen der Zu⸗ 
laſſung der in den Abſätzen 1 und 3 bezeichneten Ausnahmen und über den 
Umfang der Ausnahmen nähere Beſtimmungen, dieſe ſind dem Reichstage bei 
ſeinem nächſten Zuſammentritte zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 


§ 146 a. 


Statt „den auf Grund des § 105 b bf. 2 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen“ iſt 
zu ſetzen: „den auf Grund des § 1055 genehmigten Beſchlüſſen“. 


Anlage C. 
2 rer i — 
90 en Statutariſche Rege⸗ Erweiterter Ausnahmen, 
Abi. 2 G. O. freie lung der Sonntags⸗ Geſchäftsverkehr für welche auf Grund des 
gegebenen 5 Ve⸗ 6 d d einzelne Sonn- und |$ 1050 G. O. für das Bemerkungen. 
n de aß a rund des ] Feſttage nach §105b Handelsgewerbe gute 
dienſtpauſe. Bas Ab]. 2. gelaffen find. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 


Betr. Vermögeusverteilung bei Ausſcheiduug von Mitgliedern aus gemeinſamen Ortskrauken⸗ 
kaſſen ($ 47 Abſ. 5, § 48 Ab. 4 K. V. G.). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Dezember 1907. 

Die Prüfung der Frage, ob und inwieweit eine Ortskrankenkaſſe nach einer Aus 
ſcheidung von Mitgliedern lebensfähig bleibt, hat vor Entſcheidung über die Ausſcheidung 
zu erfolgen. Nachdem die Ausſcheidung ausgeſprochen iſt, kann der dadurch verminderten 
Lebensfähigkeit der Kaſſe ein entſcheidender Einfluß auf die Vermögensverteilung nicht bei 
gemeſſen werden. Nach dem klaren Wortlaute der Beſtimmungen in § 47 Abſ. 5, 6 und 
§ 48 Abſ. 4 des Krankenverſicherungsgeſetzes muß die Vermögensverteilung bei jeder Aus 
ſcheidung von Mitgliedern aus gemeinſamen Ortskrankenkaſſen vorgenommen werden. 

Demnach hebe ich Ihre Entſcheidung vom 22. Juli d. J., ſoweit das geſamte Ver 
mögen der bisherigen allgemeinen Ortskrankenkaſſe, unter Abſtandnahme von einer Ver— 
teilung unter die beteiligten Kaſſen, dieſer Kaſſe verbleiben ſoll, hiermit auf und erſuche 
Sie, nach erneuter Prüfung der Verhältniſſe über die Vermögensverteilung anderweitig 
Entſcheidung zu treffen. 

In Vertretung. 
III 9535. Dr. Richter. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Beſcheinignngen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe der Schiffbauer zu Heubude (E. H.), 

. Sattlergeſellen, Kranken und Begräbniskaſſe zu Hannover— Linden (E. Si) 
Kranken⸗ Anterſtützungs⸗ Verein zu Falkenſtein (E. H.), 

Krankenunterſtützungs und Sterbekaſſe „Standhaftigkeit“ (E. H.) in Frankfurt a. M., 
Kranken und Sterbeunterſtützungskaſſe für Bauhandwerker zu e (E. H.), 
Kranken- und Begräbnis-Kaſſe für die Verſicherungsbeamten (E. H.) in Erfurt, 
Kranken⸗Unterſtützungs und Sterbekaſſe der Fiſcher-Innung zu Breslau. 


Berlin, den 21. Dezember 1907. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 9984 II. Aug. Neumann. 
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VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 

Betr. Verpflichtung der Träger der Krankeuverſichernug zur Unterſtützung nufallverletzter 
Verſicherter. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senat, vom 19. September 1907. 
' Der Kläger hat auf Grund ſeiner Mitgliedſchaft bei der beklagten Betriebskrankenkaſſe 
für die drei Zeitabſchnitte: 1. vom 27. Oktober 1904 bis 7. Januar 1905, 2. vom 3. bis 
18. Februar 1905, 3. vom 19. Juni bis 15. Juli 1905 das ſtatutemnäßige Krankengeld 
erhalten. 
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Am 3. Mai 1905 iſt unter dem Auerkenntniſſe, daß es ſich um die Folgen eines 
Betriebsunfalls handele, die beklagte Berufsgenoſſenſchaft für den Kläger eingetreten und 
hat ihm demnächſt durch Beſcheid vom 6. Dezember 1905 für die erſtgenannten beiden 
Zeitabſchnitte, ſpäter auch für den dritten Zeitabſchuitt die Rente für volle Erwerbsunfähig⸗ 
keit bewilligt. Der mitbeklagten Krankenkaſſe hat ſie als Erſatzleiſtung für den erſten Zeit⸗ 
abſchnitt 89 16 J., für den zweiten 30 , 83 V., für den dritten 32 M, zuſammen 
151 , 99 aus der Unfallrente des Klägers überwieſen. 

Der Kläger behauptet, daß hier ein einheitlicher Fall vorübergehender Unterſtützung 
durch die Krankenkaſſe vorliege und daß daher nur im ganzen drei halbe Monatsbeträge 
der Reute mit 99 % 30 „ hätten überwieſen werden dürfen. Dieſes Verlangen hat der 
Bezirksausſchuß zurückgewieſen, dagegen die Rentenüberweiſung für die dritte der oben an⸗ 
gegebenen Unterſtützungsperioden, nämlich für die Zeit vom 19. Juni bis 15. Juli 1905, 
für unberechtigt erklärt, weil damals die Unterſtützungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft nicht 


nur rechtlich wirkſam geweſen, ſondern auch durch die — anſcheinend vorſchußweiſe er⸗ 
folgte — Zahlung von Unfallrente für die beiden vorangegangenen Zeitabſchnitte bereits 


zur tatſächlichen Ausführung gelangt ſei. Der Bezirksausſchuß ſtellte danach das Vor⸗ 
handenſein dreier ſelbſtändiger Fälle vorübergehender Unterſtützung feſt und billigte die für 
die beiden erſten Fälle ſtattgehabte Reutenüberweiſung, ſprach jedoch denjenigen Betrag der 
Unfallrente, welchen die Berufsgenoſſenſchaft anläßlich des dritten Unterſtützungsfalls der 
Krankenkaſſe überwieſen hatte, dem Kläger zu. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben alle Beteiligten, unter der irrtümlichen Bezeichnung 
als Berufung, das nach § 1 der Verordnung vom 29. Auguſt 1900 (GS. ©. 317) als 
Reviſion zu behandelnde Rechtsmitttel eingelegt, der Kläger, weil der Bezirksausſchuß das 
Vorliegen einer Mehrheit von Unterſtützungsfällen augenommen habe, die Krankenkaſſe und 
die Berufsgenoſſenſchaft, weil ihnen die Rentenüberweiſung für den dritten Unterſtützungs— 
fall verſagt worden ſei. 

Die Reviſion des Klägers it unbegründet, die der Beklagten dagegen begründet. 

Dem Verlangen des Klägers, einen einheitlichen Fall vorübergehender Unterſtützung 
als beſtehend zu erachten, könnte nur unter der Vorausſetzung ſtattgegeben werden, daß 
auch in den unterſtützungsfreien Zwiſchenzeiten Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit des 
Klägers und deshalb ein Anſpruch auf die Leiſtungen der mitbeklagten Krankenkaſſe be— 
ſtanden hätte. Das Vorliegen dieſer Vorausſetzung iſt aber von keiner Seite behauptet 
worden. Vielmehr muß aus dem Sachvortrage der Parteien entnommen werden, daß eine 
Unterſtützungspflicht der Krankenkaſſe in den zwiſchenzeiten nicht beſtanden hat. Dem Be 
zirksausſchuſſe iſt daher aus der Feſtſtellung einer Mehrzahl ſelbſtändiger Unterſtützungs— 
fälle kein Vorwurf zu machen. 

Dagegen fällt dem Bezirksausſchuß in dem Punkte, auf welchen die beiden Beklagten 
ihren Reviſionsangriff gerichtet haben, die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes zur 
Laſt. Der Bezirtsausſchuß leugnet die Erſatzberechtigung der Krankenkaſſe für den dritten 
Unterſtützungsfall, weil damals eine Unterſtützungspflicht der Krankenkaſſe nicht mehr be— 
ſtauden habe. Und in der Tat würde das Fehlen einer Verpflichtung zur Unterſtützung 
den Erſatzanſpruch nach § 25 Abi. 2 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes ausſchließen. 
Das Fehlen der Unterſtützungspflicht aber iſt vom Bezirksausſchuſſe zu Unrecht feſtgeſtellt. 
Denn der Umſtand, daß ſeit dem 3. Mai 1905 die Bereitwilligkeit der mitbeklagten Be— 
rufsgenoſſenſchaft erkeunbar war, für die Folgen des Betriebsunfalls einzutreten, be— 
rechtigte die Krankenkaſſe nicht, dem Kläger, als bei ihm am 19. Juni 1905 erneut Gr: 
werbsunfähigkeit hervorgetreten war, das Krankengeld zu verſagen. 

Dieſes ergibt ſich aus dem folgenden, nach Lage der Geſetzgebung beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen gleichzeitigen Anſprüchen des Unfallverletzten gegen Berufsgenoſſenſchaft 
und Krankenkaſſe. 

In dem Falle, daß der ſtatutariſch begründeten Unterſtützungspflicht der Krankenkaſſe 
lediglich eine noch nicht zur Erfüllung gelangte Verbindlichkeit der Berufsgenoſſenſchaft 
gegenüberſteht, findet eine Einſchräukung der Krankenkaſſenleiſtungen nicht ſtatt. Dieſe ſind 
vielmehr, unbeſchadet der geſetzlich begründeten Erſatzanſprüche, voll zu gewähren. In dem 
Falle dagegen, daß die Berufsgenoſſenſchaft ihrer Verpflichtung zur Leiſtung von Schadens 
erſatz bereits tatſächlich nadjfounnt, beſtimmt ſich die Befreiung der Krankenkaſſe gegenüber 
ihrem Mitgliede durch Art und Umfang der Leiſtungen der Berufsgenoſſenſchaft. Hat die 
letztere, von der ihr im § 76 e des Krankenverſicherungsgeſetzes eingeräumten Befugnis Ge⸗ 
brauch machend, das Heilverfahren auf ihre Koſten übernommen, ſo gehen damit nach 
deinſelben § 76 c alle Verpflichtungen, welche der Krankenkaſſe dem Erkrankten gegenüber 
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obliegen, auf fie über. Die Krankenkaſſe iſt alſo nach dieſer von dem § 25 Abſ. 1 des 
Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes nicht betroffenen Beſtimmung des Krankeuverſicherungs⸗ 
geſetzes für die im § 76 e näher beſtimmte Zeit der Übernahme des Heilverfahrens durch 
die Berufsgenoſſenſchaft von den Verpflichtungen gegenüber ihrem Kaſſenmitgliede befreit, 
wogegen die Krankengeldforderung des Mitglieds auf die Berufsgeuoſſenſchaft übergeht. 
Gewährt die Berufsgenoſſenſchaft nach Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Unfalle 
Heilbehandlung, ſo kann dieſe ihrem Weſen entſprechend nicht nochmals von der Kranken⸗ 
kaſſe beanſprucht werden. Die Krankenkaſſe wird alſo inſoweit entlaſtet. Ihre Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung von Krankengeld bleibt jedoch unberührt. Hat die Berufsgenoſſenſchaft 
das Heilverfahren nicht übernommen, ſo verbleiben dem Mitglied auch in Unterſtützungs⸗ 
fällen, welche durch Unfall herbeigeführt werden, die vollen Auſprüche gegen die Kranken— 
kaſſe. Hiernach darf die letztere die Gewährung weder des Heilverfahrens noch des Kran⸗ 
kengeldes aus dem Grunde ablehnen, weil die Kraukheit oder die Erwerbsunfähigkeit als 
Folge eines Betriebsunfalls zu betrachten und deshalb von dem Träger der Unfallver 
ſicherung Schadenserſatz zu leiſten fet (§ 9 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes). Auch 
die Kürzung des Krankengeldes um den Betrag eines für die Zukunft zu erwartenden 
Erſatzanſpruchs der Krankenkaſſe findet im Geſetze keinen Anhalt. Noch weniger die Kürzung 
des Krankengeldes um den ganzen Betrag der Unfallrente. Für gänzlich ausgeſchloſſen 
muß endlich gelten, daß der Anſpruch auf Krankengeld durch den Bezug einer hinter ſeinem 
Betrage zurückbleibenden Unfallrente ſollte beſeitigt werden können. 

Nicht anders als nach dieſen Geſichtspunkten laſſen ſich die für den vorliegenden 
Streitfall namentlich in Betracht kommenden Fälle beurteilen, in welchen die Bereitwillig⸗ 
keit der Berufsgenoſſenſchaft zur Leiſtung von Schadenserſatz zwar vorausgeſetzt werden 
darf, dieſe Leiſtung ſelbſt aber zunächſt noch ausſteht. Irrefuͤhrend ijt es freilich, dieſe 
Sachlage — wie es vielfach geſchehen iſt im Anschluß an die Begründung zu § 25 
des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes als einen „Bedarfsfall“ zu kennzeichnen und hieraus, 
unter vergleichsweiſer Bezugnahme auf die nach § 57 Abi. 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
fortbeſtehende Verpflichtung der Armenverbände zur Unterſtützung Hilfsbedürftiger, die Ver- 
pflichtung der Krankenkaſſe zu aushilfsweiſem Eintreten nach Maßgabe des Bedarfs herzu— 
leiten. Bei dieſer Auffaſſung iſt nicht genügend berückſichtigt, daß die reichsgeſetzliche 
Krankenverſicherung einen nach Vorausſetzungen und Umfang genau beſtimmten Rechts⸗ 
anſpruch des Verſicherten begründet, welcher ausſchließlich an das Beſtehen von Krankheit 
oder Erwerbsunfähigkeit geknüpft, von irgend welchem ſonſtigen Bedarf oder Nichtbedarf 
aber unabhängig iſt. Zu prüfen bleibt daher bei der Entſcheidung des Einzelfalls lediglich 
der Unterſtützungsanſpruch, welcher dem gegen Krankheit Verſicherten zuſteht und nach dem 
Inkrafttreten der Unfallverſicherungsgeſetze von 1900 durch die Novelle vom 25. Mai 1903 
auf die Mindeſtdauer von 26 Wochen ausgedehnt iſt. Dieſer würde verkürzt werden, 
wenn es zuläſſig fein ſollte, ungeachtet des Fälligſeins der Krankenkaſſenleiſtungen, eine 
Verweiſung auf die Unfallverſicherung eintreten zu laſſen. Es würde ſich damit gleichzeitig 
der unhaltbare Zuſtand ergeben, daß einem Krankenkaſſeumitgliede bei ſofortiger Inan⸗ 
ſpruchnahme und beſchleunigtem Eintreten der Berufsgenoſſeuſchaft geringere Leiſtungen, 
bei nachträglicher Inanſpruchnahme und verzögerter Gewährung des Unfall Schadeuserſatzes 
dagegen erhöhte Bezüge zuteil würden. In keinem Falle kaun überdies ein von dem 
Träger der Unfallverſicherung abgegebenes Anerkenntnis oder deſſen tatſächliches Ein⸗ 
treten in früheren Unterſtützungsfällen die Bereitſchaft fälliger Krankenkaſſenleiſtungen er⸗ 
ſetzen. Am wenigſten dann, wenn für einen neu hervorgetretenen Unterſtützungsfall die 
Prüfung, ob Unfallfolgen vorliegen oder nicht, offen bleibt. Überhaupt können die 
Bezüge eines Krankenkaſſenmitglieds durch den Hinzutritt der Unfallverſicherung zwar erhöht 
werden, was namentlich dann der Fall ſein wird, wenn die Hälfte der Unfallrente 
hinter dem Betrage des Krankengeldes zurückbleibt und dem Kaſſenmitglied außer 
dem Krantengelde noch die halbe Ulnfallrente zufließt, oder wenn in dem nämlichen 
Unterſtützungsfalle Krankengeld und Unfallrente mehr als drei Monate hindurch neben 
einander gewährt werden. Daß dagegen die Stellung einer der Krankenverſicherung unter- 
liegenden Perſon durch den Hinzutritt der Unfallverſicherung verſchlechtert und die Bereit⸗ 
ſchaft der ihr geſetzlich zuſtehenden Hilfe gegen Krankheit und Erwerbsunfähigkeit dadurch 
verringert werden ſollte, iſt widerſinnig und aus der beſtehenden Geſetzgebung in keiner 
Weiſe zu folgern. 

Der unterzeichnete Gerichtshof hält nach vorſtehendem den Abſ. 1 des § 25 des Gewerbe 
unfallverſicherungsgeſetzes, welcher vorſchreibt, daß die Verpflichtung der Krankenkaſſen, den 
von Unfällen betroffenen Arbeitern Unterſtützungen zu gewähren, durch das Gewerbeunfall— 


428 
verſicherungsgeſetz nicht berührt wird, dieſem ſeinem Wortlaute nach für zutreffend und 
maßgebend. Betannt iſt ihm freilich die in zahlreichen teils zivil-, teils verwaltungsgericht— 


ſtattung für ſolche kraft „ſubſidiärer“ oder vorläufiger Verpflichtung in dem unten er⸗ 
läuterten Sinne bewirkte Leiſtungen, welche endgültig und ohne Erſatzberechtigung anderen 


nahme der Lage der Geſetzgebung nicht entſpreche, hat auch das Königlich Sächſiſche Ober⸗ 
verwaltungsgericht in drei bekannt gewordenen Urteilen vom 31. Mai 1905, 5. Juli 1905 
und 17. November 1906 (vergl. Arbeiter⸗Verſorgung Jahrg. XXIII S. 492 und Jahrg. XXIV 
S. 5545) vertreten. In dem Urteile vom 31. Mai 1905 heißt es: 


„Wenn die Klägerin — eine Ortskrankenkaſſe — annimmt, daß fie Kaſſen⸗ 
mitglieder, die durch einen erlittenen Unfall erwerbsunfähig geworden ſind, von 
der vierzehnten Woche an nicht mehr zu unterſtützen brauche, ſo überſieht ſie, 
daß die Verpflichtungen der Krankenkaſſe durch das Gewerbeunfallverſicherungs⸗ 
geſetz nach § 25 Abſ. 1 nicht berührt werden. Aus der Vorſchrift im § 9 des 
letzteren folgt nur, daß von der vierzehnten Woche an die endgültige Fürſorge 
auf die Berufsgenoſſenſchaft übergeht, während die Krankenkaſſen von dieſem 
Zeitpunkte an bis zur Beendigung ihrer geſetzlichen oder ſtatutariſchen Leiſtungs⸗ 
pflicht nur noch vorläufig d. h. vorbehältlich des ihnen gegen die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften nach Maßgabe von § 25 Abſ. 3 und 4 zuſtehenden Erſatzanſpruchs 
Unterſtützung zu gewähren haben.“ 

In dem Urteile vom 5. Juli 1905 iſt folgendes ausgeführt: 

„Nach § 25 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes bleibt Er die Ver⸗ 
pflichtung der Krankenkaſſe, ihren durch Unfälle betroffenen Mitgliedern die 
ſtatutenmäßige Unterſtützung zu gewähren, durch das Unfallverſicherungsgeſetz 
unberührt. Da aber nach § die endgültige Fürſorge von der vierzehnten 
Woche an der Berufsgenoſſenſchaft obliegt, hat das, was die Kaſſe nach der 
vierzehnten Woche gewährt, nur den Charakter einer vorläufigen Fürſorge, die, 
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ſoweit die Kaſſenleiſtungen auf Grund von § 25 Abi. 4 und 5 von der Verufs- 
genoſſenſchaft zu erſetzen ſind, auf Koſten der letzteren ſtattfindet. Bei dieſer 
Sach- und Rechtslage mu grundſätzlich davon ausgegangen werden, daß, ſoweit 
der Erſtattungsanſpruch der Krankenkaſſe reicht, der Verſicherte nach dem Willen 
des Geſetzgebers nicht Rente und Krankengeld, ſondern nur das eine oder das 
das andere erhalten ſoll. Innerhalb der durch den Umfang des Erſatzanſpruchs 
gezogenen Schranken hat er demnach dieſelbe Leiſtung nur einmal und nicht 
doppelt zu erhalten.“ 


In dem Urteile vom 17. November 1906 lauten die hierher gehörigen Sätze: 


„Der geltend gemachte Schadenanſpruch beruht im weſentlichen auf der 
Annahme, daß die Klägerin berechtigt geweſen ſei, die Zahlung von Krankengeld 
nach Ablauf der dreizehnten Woche ohne weiteres einzuſtellen, wenn ſie von der 
erfolgten Rentenfeſtſetzung rechtzeitig Kenntnis erhalten hätte. Dieſe Auffaſſung 
ſteht, wie die Kreishauptmannſchaft mit Recht hervorhebt und vom Oberver: 
waltungsgericht auch bereits im Urteile vom 31. Mai 1905 ausgeſprochen und 
eingehend begründet worden iſt, im Widerſpruche mit den ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchriften im § 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung vom 25. Mai 
1903, wonach die Krankenkaſſen ihren Mitgliedern in Krankheitsfällen auf die 
Dauer von 26 Wochen Unterſtützung zu gewähren haben, und im § 25 Abſ. 1 
des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes, wonach die Verpflichtungen der Kranken 
kaſſen durch das letztere Geſetz nicht berührt werden. Iſt hiernach im Gegen— 
ſatze zu der Anſicht der Klägerin grundſätzlich davon auszugehen, daß dieſe dem 
Genannten unter allen Umſtänden das ſtatutenmäßige Krankengeld bis zum 
Ablauf der 26. Woche zahlen mußte, ſo kann darauf, wann ſie die vom Vor⸗ 
ſtande der Berufsgenoſſenſchaft wegen Gewährung von Unfallrente gefaßten 
Beſchlüſſe erfahren hat, kein ausſchlaggebendes Gewicht gelegt werden.“ 


Mit dieſen Darlegungen und ebenſo mit denen von v. Woedtke-Caſpar in Anmerkung 1. 
des größeren, Anmerkung 2 des kleineren Kommentars zum eee eee 
geſetz § 25, ſowie von Hoffmann in Aumerkung 13 zu § 6 und Annierkung 3 zu § 76e des 
Krantenverſicherungsgeſetzes ſtimmt die Auffaſſung des unterzeichneten Gerichtshofs überein. 
In dem angegebenen lediglich durch den Umfang des Erſtattungsanſpruchs beſtimmten 
Sinne ſind auch die in der Begründung zu § 25 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes mit 
bezug auf die Krankenkaſſenleiſtungen gebrauchten Bezeichnungen „vorläufig“ und „ſubſidiär“ 
zu verſtehen. Zu einer von dem Wortlaute des § 25 abweichenden Auffaſſung nötigt die 
Begründung keineswegs. 

Dasſelbe gilt endlich vom § 11 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes. Dieſer ſchreibt 
im Abſ. 1 vor, daß die Berufsgenoſſenſchaft befugt iſt, der Krankenkaſſe gegen Erſatz der 
ihr dadurch erwachſenden Koſten die Fürſorge für den Verletzten über den Beginn der 
vierzehnten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens in demjenigen Umfange 
zu übertragen, welchen die Berufsgenoſſenſchaft für geboten erachtet. Hieraus iſt gefolgert 
worden, daß der Krankenkaſſe über den Beginn der vierzehnten Woche hinaus die Fürſorge 
für den Verletzten kraft Geſetzes nicht mehr obliege, weil es anderenfalls der Übertragung 
der Fürſorge durch die Berufsgenoſ ſenſchaft nicht bedürfen und mithin die angeführte Be- 
ſtimmung gegenſtandslos ſein würde. Dieſer Schluß iſt jedoch unzuläſſig. Die wieder⸗ 
gegebene Geſetzesbeſtimmung ſetzt lediglich die an ſich nicht vorliegende Befugnis der Be— 
rufsgenoſſenſchaft feſt, die Krankenkaſſe mit einer den weitergehenden Zielen der Unfall— 
verſicherung angepaßten und dementſprechend von der Berufsgenoſſenſchaft vorgeſchriebenen 
Fürſorge für den Verletzten zu beauftragen. Dieſer Befugnis entſpricht die gleichzeitig 
geregelte Erſatzverbindlichkeit der Berufsgenoſſenſchaft. Die Sondervorſchrift des § 11 
dient danach der Erreichung eines außerhalb der Krankenverſicherung liegenden 
Zweckes. Sie geftattet mithin keinen Schluß auf den Umfang der Verpflichtungen der 
Krankenkaſſen. 

In dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle iſt alſo nicht anzuerkennen, daß die beklagte 
Krankenkaſſe dem erwerbsunfähigen Kläger für die Zeit vom 19. Juni bis 15. Juli 1905 
ohne Rechtsgrund Krankengeld gewährt hat. Vielmehr lag jene Leiſtung in dem Rahmen 
ihrer geſetzlichen Verpflichtung. Daß ſie bei der Annahme eines ſelbſtändigen Unterſtützungs⸗ 
falls mehr als den ihr nach § 25 Abſ. 4 des Genen er zuſtehenden 
Erſatz erhalten habe, iſt nicht behauptet worden. Daher muß auf die Reviſion der beiden 


Beklagten das Urteil des Bezirksausſchuſſes, ſoweit es von ihnen angefochten iſt, wegen 
unrichtiger Anwendung des § 25 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes aufgehoben und 
die auf die Rückgewährung überwieſener Unfallrentenbeträge gerichtete Klage gänzlich ab 
gewieſen werden. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re— 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1907“ wird Ende März 1908 
in der Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 29. Februar 1908 
unmittelbar bei der Direktion der Reichsdruckerei, Berlin S. W. 68 — Dranienftr. 91, be- 
ſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreiſe abgelaſſen werden, der auf 2,75 M 
für ein broſchiertes Exemplar und auf 3,5 % für ein in Ganzleinen gebundenes Exemplar 
feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 29. Februar 1908 bei der 
Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 29. Februar 1908 bei der Reichsdruckerei ein- 
gehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. v. Deckerſchen Verlage, Berlin 8. W. 19 — 
Jeruſalemerſtr. 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels iſt der Ladenpreis zu zahlen, der 5,25 M für 
ein broſchiertes und 5,75 / für ein gebundenes Exemplar beträgt. 


Berichtigung. 

In Nr. 24 des Miniſterial⸗Blattes der Handels- und Gewerbe-Berwaltung muß es 
auf Seite 407 unter Ziffer 10 der Vorſchriften über den Geſchäftsbetrieb der Immobilien— 
makler vom 29. November 1907 heißen: 

„an Stelle der Vorſchriften vom 23. Juli 1900“. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 
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